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Altparteien haben sich den Staat zur Beute gemacht – immense Einsparungen
möglich!
In den vergangenen Jahren haben die Bundesministerien
ihr Personal deutlich erweitert. Seit 2013 wurden rund
7.000 neue Stellen geschaffen, was einem Anstieg von
etwa 47 Prozent entspricht. Besonders stark ist dieser
Zuwachs in den höheren Besoldungsgruppen zu
verzeichnen.

Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher der
Alternative für Deutschland, fordert einen sofortigen
Einstellungsstopp und einen radikalen Bürokratieabbau,
der mit einem umfassenden Stellenabbauplan
einhergehen müsse.

„Auch unter der Ampelregierung wurde nicht nur die
Bürokratie immer mehr, inzwischen gibt es in
Deutschland über 100.000 Vorschriften, die es zu
beachten und zu befolgen gilt, auch die Anzahl der Stellen
im öffentlichen Dienst ist explodiert.
Gefälligkeitsbesetzungen mit Parteifreunden,
Vetternwirtschaft und Versorgungsposten müssen einem
schlanken Staat weichen! Hier sind immense
Einsparungen realisierbar. Und das geht nur mit der AfD.“
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Pressemitteilungen und Stellungnahmen
AfD-Fraktion verhindert zusätzliche Bürokratie im Energiesektor

Der von der Bundesregierung eingebrachte Gesetzentwurf zur
Modernisierung und zum Bürokratieabbau im Strom- und
Energiesteuerrecht konnte durch die AfD-Fraktion im Deutschen
Bundestag verhindert werden. Am späten Nachmittag des gestrigen
Freitags wurde auf Antrag des parlamentarischen Geschäftsführers
der Fraktion, Stephan Brandner, die Beschlussunfähigkeit
festgestellt und die Plenarsitzung beendet. Stephan Brandner teilt
dazu mit:

„Der Gesetzentwurf sprach von einer Bürokratieentlastung, doch in
der Realität würden insbesondere kleine und mittlere Unternehmen
durch zusätzliche Vorgaben wie die komplexe Messung und
Besteuerung zentral erzeugten Stroms weiter belastet. Statt einer
echten und notwendigen Entlastung hätte der Gesetzentwurf nur
neue administrative Hürden geschaffen und einen ideologiefreien
Wettbewerb verhindert. Insofern ist die Verhinderung des Gesetzes
ein echter Erfolg.“

"Sämtlichen Frauen, die seit dem Jahr 2015 Opfer von Straftaten illegaler Migranten
geworden sind, hätten vor ihrem schrecklichen Schicksal bewahrt werden können,
wenn die Grenzen kontrolliert und sie nicht unter anderem auch für Straftäter offen
wie Scheunentore gewesen wären. Verantwortlich dafür sind die CDU/ CSU unter
Merkel und sämtliche anderen Parteien, außer der AfD, die seit nun fast zehn Jahren
diese grausamen Phänomene thematisiert. Hunderte Frauen wurden Opfer von
Zuwanderern, tausende Frauen Opfer von Ausländern und dennoch ist dieses Thema
in der öffentlichen Debatte so gut wie nicht wahrnehmbar, sie soll wohl von den
politischen Tätern in den Altparteien unterdrückt werden. Natürlich werden auch
Deutsche zum Täter, was kein bisschen weniger verwerflich ist. Allerdings wären
Straftaten, die durch Personen begangen werden, die zu Gast in Deutschland sind,
einfach vermeidbar gewesen. Der Schutz von Frauen kann, das zeigen die offiziellen
Zahlen der Bundesregierung, nicht stattfinden, wenn die Grenzen nicht kontrolliert
werden und die Justiz nicht hart durchgreift. Die Straßen dürfen nicht weiter zu
Angsträumen für deutsche Frauen werden!" 

"Die Antwort der Bundesregierung zeigt das schockierende Ausmaß der
Ausländerkriminalität. Insbesondere der sprunghafte Anstieg des Anteils
nichtdeutscher Tatverdächtiger nach 2015 ist Zeichen einer völlig fehlgeleiteten
Politik der offenen Grenzen, verantwortet durch CDU/ CSU, die dem Merkelkurs
jahrelang blind gefolgt waren, und die Ampelkoalition, die diesen völlig falschen Kurs
fortsetzt. Insgesamt sind nun über 40 Prozent der Tatverdächtigen Ausländer - beim
Taschendiebstahl etwa sogar fast 80%, Doppelstaatler nicht einmal mitgezählt. Die
Bundesregierung ignoriert das Problem gänzlich oder sieht sich nicht in der Lage
dem Ausmaß an importierter Gewaltbereitschaft etwas entgegenzusetzen. Dabei
muss gelten: Wer sich als Ausländer nicht an unsere Regeln und Gesetze hält und
straffällig wird, der hat in unserem Land nichts zu suchen. Es ist Aufgabe eines
Rechtsstaates, der gewalttätigen und straffällig werdenden Migration einen Riegel
vorzuschieben. Mit einer Kuschljustiz werden wir dies jedenfalls nicht erreichen!"
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Brandner in den Medien
Trusted Flagger im Bundestag

https://www.nius.de/
analyse/news/so-
hitzig-diskutierte-
der-bundestag-
ueber-nius-als-es-
um-die-neue-
zensur-
ging/6fd32e07-
7283-4ac1-a60a-
8893dc4f9f1d

Frauen als Opfer 

https://www.nius.de
/analyse/news/so-
hitzig-diskutierte-
der-bundestag-
ueber-nius-als-es-
um-die-neue-
zensur-
ging/6fd32e07-
7283-4ac1-a60a-
8893dc4f9f1d

Die Realität hinter “Wir schaffen das!”

Junge Freiheit
43/24

MDR AKTUELL 17.10.
https://www.mdr.de/video/mdr-
videos/a/video-867850.html
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Aktuelle Videos

Brandner auf TIKTOK

https://vm.tiktok.com/ZGddKujNJ/
https://youtu.be/ca3lyLc3m5g?si=rr9MxEGvFRTYgNBP
https://youtu.be/4GhHoYvl0J0?si=XLOSRsbE3SgkBeWK
https://youtu.be/67AZD4rE12k?si=Dz379XqLRVrkc40m
https://youtu.be/8eafRL1-c8k?si=huym2C5F0sPJu7m6
https://vm.tiktok.com/ZGddKVxJg/
https://vm.tiktok.com/ZGddKHumU/
https://youtu.be/DBDeVObuH_c?si=FzyB_U1J48fgGy3K
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Mit unserer Kandidatin von Jugend und Parlament 
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Pressekonferenz zu Trusted Flaggern
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AfD-Unternehmertag
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Treffen der Fraktionsgeschäftsführer 



Fragestunde - „Gleichheit in Vielfalt als bildungspolitisches Paradoxon“

Am Mittwoch fragte Stephan Brandner das Bundesbildungsministerium: „Wenn man mal in die Länder schaut ,
sieht man marode Schulen, Unterricht in Schulcontainern, schlechte Ausstattung, Lehrermangel, Gewalt auf
Schulhöfen, Absenkung des Bildungsniveaus, Unterrichtsausfall, teilweise bis zur dritten Klasse keine Noten
mehr, Bundesjugendspiele ohne Herausforderungen. Bis heute schneiden die Bundesländer im
innerdeutschen Ranking am besten ab, die tatsächlich nach Leistung differenzieren und auch fordern:
Thüringen ist ganz vorne, Sachsen ganz vorne, Bayern ganz vorne. Seitdem die Grünen in Baden-Württemberg
regieren - Baden-Württemberg war immer mit Bayern an der Spitze -, ist Baden-Württemberg
runtergewirtschaftet worden. Dafür kann man da jetzt Sexualpädagogik der Vielfalt und die Gendersprache
erlernen.Meinen Sie nicht, dass die Art und Weise, wie ich lehre, auch damit zu tun hat, was hinterher
rauskommt?“
 
Weiter stellt Stephan Brandner fest: „Ich stelle hier Fragen. Warum geben Sie immer mehr für Bildung aus?
Das Bildungsniveau sinkt immer mehr. Wo bleibt das Geld? Was sind die Ursachen? - Und Sie antworten mit
irgendwelchen Wortgirlanden, die gar keinen Inhalt haben. Das finde ich schon komisch.“
 
AfD-Forderung nach grundlegender Steuerreform

Der Bundestag hat am Mittwoch zudem einen Antrag der AfD-Fraktion mit dem Titel „Programm für
Deutschland – Ein neuer Weg für die Ertragsteuern – Grundlegende Steuerreform zur Entlastung von Familien,
Mittelstand und Unternehmen“ beraten. Die AfD-Fraktion will eine umfassende Steuerreform in Richtung des
Modells des ehemaligen Verfassungsrechtlers Paul Kirchhof. Die Bundesregierung solle einen entsprechenden
Gesetzentwurf erarbeiten, fordert die Fraktion. Wegfallen sollen Grund-, Erbschafts- und Schenkungssteuer.
Kern des Antrags ist eine einheitliche Ertragssteuer statt der bisherigen Einkunftsarten des
Einkommensteuerrechts und der Körperschaftsteuer mit einem einheitlichen Satz von lediglich 22 Prozent.
Inklusive eines Zuschlags, den Kommunen im Rahmen einer „Gemeindewirtschaftssteuer“ erheben können
sollen, solle der Steuersatz „im Regelfall“ 25 Prozent nicht überschreiten.
 
Für Erwachsene soll künftig ein Grundfreibetrag von 15.000 Euro gelten, für Kinder von 12.000 Euro. Das
Kindergeld soll erhalten bleiben. Zusätzlich soll es für Arbeitnehmer einen Erwerbsaufwendungspauschbetrag
von 2.000 Euro geben, dafür sollen diese aber auch nur noch unmittelbare Erwerbsaufwendungen steuerlich
geltend machen können. Indes sollen auch Aufwendungen für Gesundheits- und Altersvorsorge „steuerlich
privilegiert“ werden. Die AfD-Fraktion will ein einheitliches Ertragsteuergesetzbuch. Abschaffen will sie
dagegen das Einkommensteuergesetz, das Körperschaftssteuergesetz, das Gewerbesteuergesetz und den
Solidaritätszuschlag. Auch bei der Reform der Verbrauchssteuern und der Umsatzsteuer solle das Kirchhof-
Modell Anwendung finden.
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Rückblick auf die Plenarwoche - Mittwoch 16.10.2024 



Krankenhausreform beschlossen - AfD warnt vor weiterem Kliniksterben

Nach einer teilweise hitzigen Debatte mit gegenseitigen Vorwürfen von Regierung und Opposition hat der
Bundestag die umstrittene Krankenhausreform beschlossen. Keine Mehrheit fanden Entschließungsanträge,
die die CDU/CSU, die AfD sowie die Gruppe Die Linke jeweils zu dem Regierungsentwurf eingebracht hatten.
Bundesgesundheitsminister Prof. Dr. Karl Lauterbach (SPD) hob die Bedeutung der Krankenhausreform
hervor, die nach zweieinhalb Jahren Beratung verabschiedet werde und sprach von einer historischen
Reform. Die Veränderungen seien überfällig und dringlich, denn der Krankenhaussektor befinde sich in der
Krise.
 
Dr. Christina Baum (AfD) beklagte, das einst international so gerühmte deutsche Gesundheitswesen sei rein
wirtschaftlichen Interessen geopfert worden. Nicht der Bedarf stehe im Mittelpunkt, sondern die Ökonomie.
Ständig neue Gesetze hätten die Versorgung teuer, aber qualitativ mittelmäßig gemacht. Die steigenden
Kosten in der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) hingen auch mit versicherungsfremden Leistungen
zusammen und Personen, die nie in das Gesundheitssystem eingezahlt hätten. Das führe zu immer weiter
steigenden Beiträgen. Baum rügte auch, dass die Auswirkungsanalyse zu der Krankenhausreform nicht
vorliege. Aus Sicht der AfD trage die Reform zu einem weiteren Kliniksterben bei und verschlechtere
insbesondere die Versorgung im ländlichen Raum durch immer weitere Anfahrtswege. Sie schlug vor,
Standorte der medizinischen Versorgung nicht zu schließen, sondern umzuwidmen, etwa für die Pflege oder
Rehabilitation. Im Mittelpunkt stehen müsse die bedarfsorientierte Versorgung.
 
AfD-Antrag zu sozialer Mindestsicherung und Bürgergeld abgelehnt

Der Bundestag hat am Donnerstag zudem einen Antrag der AfD-Fraktion mit dem Titel „Soziale
Mindestsicherung effektiv organisieren – Bürgergeld auf Arbeitsvermittlung fokussieren“ abgelehnt. Die AfD-
Fraktion fordert eine stärkere Fokussierung des Bürgergeldes auf die Arbeitsvermittlung. „Angesichts
durchschnittlich 3,9 Millionen erwerbsfähigen Bürgergeldempfängern im Jahr 2023 und im August 2023 knapp
929.000 Langzeitarbeitslosen sollte die Hebung endogener Arbeitskraftpotenziale deutlich mehr im
politischen Fokus stehen als bislang“, schreibt die Fraktion. 
 
Gerrit Huy (AfD) kritisierte, dass die staatliche Arbeitsvermittlung nicht funktioniere, weil die Mitarbeiter der
Jobcenter mit anderen Aufgaben überfrachtet würden. Ihre Fraktion wolle rund 700.000 Menschen, die
dauerhaft nicht erwerbstätig sein können, in die Sozialhilfe integrieren.Darauf würden insbesondere Kranke
seit Jahren warten, die sich im Bürgergeld-System falsch aufgehoben fühlten. „Das Menschenbild der AfD ist
das des freien Bürgers, der keine staatliche Nanny braucht“, sagte sie.
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Rückblick auf die Plenarwoche  - Donnerstag 17.10.2024
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Rückblick auf die Plenarwoche  - Freitag 18.10.2024 
Gesetzentwürfe zur Umsetzung des „Sicherheitspakets“ angenommen

Der Bundestag hat am Freitag zwei Gesetzentwürfe der Koalitionsfraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen
und FDP zur Umsetzung des sogenannten Sicherheitspakets angenommen. Der Innenausschuss hatte zuvor
noch Änderungen an den beiden Ursprungsentwürfen vorgenommen. Im Verlauf der Debatte verteidigten
Redner von SPD und Bündnis 90/Die Grünen das Sicherheitspaket. Aus Sicht der FDP ist das Paket nicht
ausreichend, gleichwohl aber ein Schritt in die richtige Richtung. Union und AfD halten die Regelungen indes
für wirkungslos.“
 
Das Paket sei als Luftnummer gestartet und zu einer „lächerlichen Migrationsshow“ verkommen, sagte Dr.
Christian Wirth (AfD). Die Bürger wollten nicht mehr durch migrantische Gewalt, Islamismus, Terror,
Bandenkrieg und Clankriminalität bedroht werden, sagte er. Sie wollten keine Bomben an Hauseingängen oder
Messerangriffe als „reale Bedrohungen in ihrem Alltag“. Die Bürger hätten ein Recht auf ihre Heimat. „Sie
wollen diese Heimat auch wiedererkennen“, sagte der AfD-Abgeordnete. Dennoch sei das Paket völlig
ausgedünnt worden. Nach wie vor könne jeder illegale Migrant aus islamisch geprägten Ländern nach
Deutschland einreisen. „Eine konsequente Zurückweisung an den Grenzen will die Ampel nicht“, sagte Wirth.
Illegale Migranten, die über Nachbarländer nach Deutschland reisten, müssten keine Abschiebung fürchten.
Leistungskürzungen für Ausreisepflichtige solle es nur geben, „wenn der Mitgliedstaat einem
Übernahmeersuchen zustimmt und das Übernahmeersuchen auch vollzogen wird“. Was die Ampel mache, sei
eine Verhöhnung der Opfer und Bürger, befand er.
 
AfD-Antrag zur Meinungsfreiheit in den sozialen Netzwerken - Der Trusted Flagger, der Netzspitzel, darf in
Deutschland keine Zukunft haben

Der Bundestag hat sich am Freitag erstmals mit einem Antrag der AfD-Fraktion mit dem Titel „Keine
Beschränkung der Meinungsfreiheit in den sozialen Netzwerken – Für die Abschaffung des Digital Services Act
eintreten – Bis dahin Grundrechte bei der Umsetzung wahren“ befasst. Die AfD-Fraktion fordert die
Bundesregierung darin unter anderem auf, sich auf EU-Ebene für die Abschaffung des „Digital Services Act“
(DSA) einzusetzen. 
 
Die Abgeordneten befürchten, dass durch die Anwendung des DSA nicht nur – wie vorgesehen – rechtswidrige
Inhalte auf Plattformen gelöscht würden, sondern dass „zur Vermeidung jeglichen Haftungsrisikos praktisch
alle gemeldeten Beiträge gelöscht und die betroffenen Nutzer auf den Klageweg verwiesen werden“. Ferner
wird die Bundesregierung aufgefordert, in diesem Zusammenhang auf die Einsetzung von
„vertrauenswürdigen Hinweisgebern“ zu verzichten. Erst vor wenigen Tagen ist der erste „Trusted Flagger“,
also „der erste digitale Blockwart“, wie Stephan Brandner ihn in seiner Rede nannte, eingesetzt worden.
Außerdem will die Fraktion die Bundesregierung auffordern, „jegliche finanzielle Zuwendung an
Organisationen einzustellen, deren Tätigkeit darauf angelegt ist oder zur Folge hat, die Betreiber sozialer
Netzwerke zur Löschung von Nutzerbeiträgen zu bewegen, die vom Recht auf freie Meinungsäußerung
geschützt sind“.
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Einladung zur BPA-Fahrt 
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Unser neues Flugblatt
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Wahlkreisbüro Zeulenroda
Schleizer Straße 8
07937 Zeulenroda-Triebes
Tel.: 03 66 28 - 96 35 02
zeulenroda@
brandner-im-bundestag.de

Geöffnet: Mo. und Do. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Sömmerda
Weißenseer Straße 8 
99610 Sömmerda
Tel.: 0 36 34 - 69 22 888
soemmerda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gera
Rudolf-Diener-Straße 21
07545 Gera
Tel.: 03 65 - 20 42 41 30 
Fax: 03 65 - 22 69 12 50
kontakt@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Di. bis Do. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gößnitz
Zwickauer Straße 11 
04639 Gößnitz
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
goessnitz@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do. und Fr. 10-17 Uhr

Wir sind für Sie da:

 
www.facebook.com/stBrandner 

www.instagram.com/stephanbrandner 

www.youtube.com/c/stephanbrandnermdb 

t.me/StephanBrandnerMdB 

www.tiktok.com/@brandner_afd

Besuchen Sie mich auch im Netz


